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BUNDESGERICHTSHOF 

 
BESCHLUSS 

 
2 StR 215/21 

vom 

15. Dezember 2021 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 
 

 

 

 

wegen versuchter schwerer Brandstiftung u.a. 
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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundesan-

walts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 15. Dezember 2021 ge-

mäß § 154 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, § 349 Abs. 2 und 4 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landge-

richts Aachen vom 27. Januar 2021 wird 

a) das Verfahren im Fall II. 2.1 der Urteilsgründe (Diebstahl) ein-

gestellt; im Umfang der Einstellung fallen die Kosten des Ver-

fahrens und die notwendigen Auslagen des Angeklagten der 

Staatskasse zur Last, 

b) das vorgenannte Urteil im Schuld- und Strafausspruch dahin 

geändert, dass der Angeklagte wegen vorsätzlicher Brandstif-

tung in Tateinheit mit versuchter schwerer Brandstiftung und 

mit versuchter gefährlicher Körperverletzung zu einer Frei-

heitsstrafe von fünf Jahren und drei Monaten verurteilt wird. 

2. Die weitergehende Revision wird verworfen. 

3. Der Beschwerdeführer hat die verbleibenden Kosten seines 

Rechtsmittels zu tragen. 
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Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen vorsätzlicher Brandstiftung 

in Tateinheit mit versuchter schwerer Brandstiftung und mit versuchter gefährli-

cher Körperverletzung (Einsatzstrafe von fünf Jahren und drei Monaten) sowie 

wegen Diebstahls (Einzelstrafe von 60 Tagessätzen zu je 10 Euro) zu einer Ge-

samtfreiheitsstrafe von fünf Jahren und vier Monaten verurteilt. 

Hiergegen wendet sich der Angeklagte mit seiner auf die Sachrüge ge-

stützten Revision. Das Rechtsmittel führt auf Antrag des Generalbundesanwalts 

zur teilweisen Einstellung des Verfahrens und zum Entfall der Gesamtfreiheits-

strafe; im Übrigen ist es unbegründet im Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. 

Auf Antrag des Generalbundesanwalts hat der Senat das Verfahren ge-

mäß § 154 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 StPO aus Gründen der Verfahrensökonomie ein-

gestellt, soweit der Angeklagte wegen Diebstahls des Familienstammbuchs ver-

urteilt worden ist; das Landgericht hat sich nicht damit auseinandergesetzt, ob 

der Angeklagte mit der Wegnahme des Stammbuchs ein berechtigtes Interesse 

verfolgte und möglicherweise ohne Zueignungsabsicht handelte. Die durch die  
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Teileinstellung bedingte Änderung des Schuldspruchs und der Wegfall der zuge-

hörigen Einzelstrafe führen zum Wegfall der verhängten Gesamtfreiheitsstrafe.  

Franke Appl RiBGH Zeng ist urlaubsbe-
dingt an der Unterschrift 
gehindert. 

Franke 

Grube 

RiBGH Schmidt ist urlaubs-
bedingt an der Unterschrift 
gehindert. 

Franke 
 

Vorinstanz: 

Landgericht Aachen, 27.01.2021 - 52 Ks-401 Js 318/20 K-23/20 


